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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Werner, Dr. Christa Luft, Christina Schenk 
und der weiteren Abgeordneten der PDS 


Zukunftssicherung von Sozialstaat, Arbeit und Lebensstandort 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Gesellschaftlich nützliche Arbeit ermöglicht es dem einzelnen 
Menschen, seine schöpferischen Fähigkeiten zu entfalten, und ist 
zugleich die wichtigste Voraussetzung gesellschaftlicher Integra- 
tion und Reproduktion. In der modernen Erwerbsarbeitsgesell- 
schaft zählt allein der entlohnte Teil der gesellschaftlich notwen- 
digen Arbeit. Gesellschaftliche Integration und Teilhabe, gesell- 
schaftliche Anerkennung und Selbstwertgefühl hängen unmittel- 
bar mit der Bezahlung von Arbeit zusammen. 

Die Erwerbsarbeitsgesellschaft erklärt die bezahlte Arbeit zum 
Normalfall - und schließt gleichzeitig allein in der Bundesrepublik 
Deutschland über sechs Millionen Menschen aus dem Erwerbs- 
arbeitssystem aus. Zudem verwehrt sie vielen Jugendlichen den 
qualifizierenden Eintritt in das Erwerbsleben und verordnet älte- 
ren Menschen den vorzeitigen Wechsel in den Ruhestand. 

Die geschlechtshierarchische Verteilung der bezahlten und unbe- 
zahlten gesellschaftlichen Arbeit verwehrt Frauen immer noch 
den gleichberechtigten Zugang zur bezahlten Arbeit und sucht sie 
an den unbezahlten Sektor von Haus-, Pflege- und Erziehungs- 
arbeit zu binden. 

Der Mangel an entlohnten Arbeitsplätzen führt für die betroffenen 
Menschen nicht nur zu Einkommensverlusten. Vielmehr führen 
der Verlust des Arbeitsplatzes und anhaltende Arbeitslosigkeit 
zur gesellschaftlichen Ausgrenzung, zur Minderung des An- 
sehens und zu Beschränkungen in der Teilhabe am sozialen und 
öffentlichen Leben. Neben den finanziellen Einbrüchen durch 
Erwerbslosigkeit zerstören oftmals soziale und psychische Folge- 
wirkungen die Lebensplanungen und Entfaltungsmöglichkeiten 
der Betroffenen. Die gesellschaftlichen Kosten von Erwerbslosig- 
keit schlagen sich daher nicht nur in den unmittelbaren Unterstüt- 
zungsausgaben für Arbeitslose nieder, sondern auch in verschie- 
denen anderen sozialen Bereichen. 
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Die bestehenden Systeme sozialer Sicherung verhindern weder 
Armut, noch beseitigen sie den Mangel an bezahlter Arbeit. Ein- 
schränkungen und Kürzungen im sozialen Leistungsrecht haben 
sogar dazu beigetragen, daß das Einkommen einer wachsenden 
Zahl von Menschen mit bezahlter Arbeit dennoch zur Bestreitung 
des erforderlichen Lebensunterhalts nicht ausreicht. Die auf 
quantitatives Wachstum ausgerichtete Wirtschaftspolitik vermag 
nicht mehr die Zuwachsraten hervorzubringen, die zur Be- 
seitigung von Massenarbeitslosigkeit und daraus entspringender 
Verarmung erforderlich wären. Im Gegenteil, der eingeschlagene 
Weg bringt einen ständig wachsenden Sockel an Arbeitslosen 
hervor; mehr noch, er setzt den Raubbau und die Zerstörung der 
natürlichen und sozialen Lebensgrundlagen fort. 

Die soziale, ökonomische und ökologische Wende ist unerläßlich. 
Die sozialen Sicherungssysteme sind in ihrer jetzigen Struktur an 
ihre finanziellen Grenzen gestoßen. Die ökonomischen und ökolo- 
gischen Rahmenbedingungen im nationalen und globalen Maß- 
stab verlangen eine andere Vollbeschäftigungspolitik, als sie in 
der Vergangenheit angestrebt wurde. Die „Krise der Erwerbs- 
arbeitsgesellschaf L' muß daher als politische Chance begriffen 
werden, den Gegensatz zwischen wachsendem Wohlstand und 
zunehmender Verarmung aufzulösen sowie den Widerspruch zwi- 
schen ständig abnehmendem Bedarf an produktiver Gesamtarbeit 
und Zunahme der notwendigen, aber meist unbezahlten Repro- 
duktionsarbeit zu überwinden. Der Gesellschaft mangelt es nicht 
in erster Linie an Produktivität, sondern sie leidet unter der zu- 
nehmenden Unfähigkeit, deren soziale und ökologische Grund- 
lagen zu reproduzieren. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 

— das vorhandene Arbeitsvolumen rigoros umzuverteilen, 

— Arbeitsplätze zu erhalten und neue zu schaffen, 

— das Solidarprinzip grundlegend zu erneuern. 

1. Maßnahmen zur Umverteilung von Erwerbsarbeit 

Das Volumen der Erwerbsarbeit kann aus ökologischen und 
ökonomischen Gründen nicht mehr so ausgeweitet werden, 
daß das gesetzlich gebotene Vollbeschäftigungsziel ohne Um- 
verteilung der Arbeit erreicht wird. Unter grundlegender 
Beachtung der Tarif autonomie müssen daher gesetzliche Rah- 
menbedingungen für die Umverteilung von Arbeit geschaffen 
werden. Ziel ist es dabei, Frauen und Männern bessere und 
gleichberechtigte Voraussetzungen zu schaffen, ihre Existenz 
durch bezahlte Arbeit zu sichern und gleichzeitig gesellschaft- 
lich notwendige, in der Regel unbezahlte, Reproduktionsarbeit 
zu übernehmen. 

Dafür geeignete Maßnahmen sind u. a.: 

Allgemeine Arbeitszeitverkürzung 

Die Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 30 Stunden wird 
durch eine Novellierung des Arbeitszeitrahmengesetzes unter- 
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stützt. Ein Bildungsurlaubsgesetz des Bundes verbindet die 
Verkürzung der Jahresarbeitszeit mit beruflicher und sozialer 
Weiterbildung. Weitere gesetzgeberische Maßnahmen ermög- 
lichen die befristete Unterbrechung der Erwerbstätigkeit und 
die Beschränkung der Lebensarbeitszeit, indem sie ein Rück- 
kehrrecht und einen Qualifizierungsanspruch gewährleisten. 
Dann kann etwa ein „Sonntagsjahr" zur Übernahme privater 
Erziehungs- und Pflegetätigkeiten, zum Engagement für 
öffentliche Belange genutzt werden. 

Gesetzliche Maßnahmen erleichtern den Tarifparteien ver- 
schiedene Wege der allgemeinen Arbeitszeitverkürzung wei- 
terhin dadurch, daß sie einen sozial gestaffelten Lohnausgleich 
und den Abbau der Lohndiskriminierung von Frauen anstreben 
und unterstützen. 

Abbau von Überstunden 

Die Verkürzung der wöchentlichen Regelarbeitszeit muß mit 
einer gesetzlichen Begrenzung der wöchentlich erlaubten 
Überstundenzahl verbunden werden. Unternehmen, die auf 
Mehrarbeit und Überstunden an Stelle von Neueinstellungen 
ausweichen, sind durch die Einführung einer Ausgleichsab- 
gabe an den Kosten der Arbeitslosigkeit zu beteiligen. 

Flexibilisierung und individuelle Zeitsouveränität 

Bei den Unternehmen nimmt das Interesse an einer flexibleren 
Gestaltung der Arbeitszeit zu. Bei den Beschäftigten wächst 
das Bedürfnis nach erweiterten Möglichkeiten, die Arbeitszeit 
nach individuellen oder familiären Bedürfnissen zu gestalten. 

Werden die individuellen Möglichkeiten der Arbeitszeitgestal- 
tung und -Verkürzung erhöht, etwa der Wechsel zwischen Voll- 
zeit- und Teilzeitarbeit, der Wechsel zwischen Erwerbsarbeit 
und Erziehungs-, Pflege- oder Hausarbeit oder auch der Wech- 
sel zwischen Arbeit und Qualifizierung, so werden sich be- 
schäftigungspolitische Effekte vor allem dann ergeben, wenn 
bisher von der Teilzeitoffensive nicht erreichte Beschäftigungs- 
bereiche und -gruppen, insbesondere Männer, angesprochen 
werden. Die Attraktivität individueller Verkürzungen der 
Wochen-, Jahres- oder Lebensarbeitszeit läßt sich nicht allein 
durch tarifpolitische Übereinkünfte steigern, sondern hier sind 
gesetzgeberische Maßnahmen gefordert. Der Wechsel zwi- 
schen Teil- und Vollzeitarbeit oder die Aufnahme einer Teil- 
zeitbeschäftigung aus der Arbeitslosigkeit heraus darf nicht 
länger mit arbeits- und sozialrechtlichen Schlechterstellungen 
und mittelbaren Diskriminierungen verbunden sein. Die recht- 
liche Gleichstellung mit Vollzeitbeschäftigten ist herzustellen. 
Damit werden die mit der Teilzeitbeschäftigung bisher verbun- 
denen Nachteile, die vor allem Frauen treffen, vermieden: ge- 
ringe oder keine Aufstiegschancen, kaum Qualifizierungs- 
angebote, existentielle Einkommensnachteile, fehlendes Rück- 
kehrrecht, gegebenenfalls Nachteile im Sozial- und Renten- 
recht. Einkommenspolitische Nachteile, die über die Berück- 
sichtigung der Verkürzung der Arbeitszeit bei Teilzeitbeschäf- 
tigung hinausgehen, müssen unzulässig werden. 
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2. Arbeitsplätze sichern und neue schaffen 

Zum Erhalt vorhandener Arbeitsplätze und zur Erschließung 
neuer Beschäftigungssektoren werden bestehende staatliche 
Einrichtungen weiterentwickelt und neue Instrumente ge- 
schaffen. Hierunter zählen insbesondere der Aufbau eines 
„Fonds für soziale und ökologische Gemeinschaftsaufgaben" 
zur Förderung eines neuen öffentlichen Sektors und der Um- 
bau der bisherigen Wirtschaftsförderungsprogramme. 

Öffentlich geförderter Beschäftigungssektor 

Ein öffentlich geförderter Beschäftigungssektor erfüllt gesell- 
schaftlich notwendige soziale und ökologische Aufgaben im 
kommunalen und regionalen Rahmen. Er stellt zugleich den 
Einstieg in die qualitative Neuverteilung von gesellschaftlich 
notwendiger bezahlter und unbezahlter Arbeit dar. Dieser 
öffentliche Sektor wird wegen der ökonomischen und ökologi- 
schen Rahmenbedingungen von Dauer sein. Er muß daher als 
Teil des regulären Arbeitsmarktes unter den normalen arbeits- 
und sozialrechtlichen, betriebsverfassungsgesetzlichen bzw. 
personalvertretungsrechtlich vereinbarten Bedingungen auf- 
gebaut werden. Er unterliegt staatlicher Verantwortung, ohne 
jedoch einen neuen Staatssektor zu bilden oder den öffent- 
lichen Dienst auszuweiten. Vielmehr unterstützt und fördert er 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Selbstorganisation. Die 
Arbeitsverhältnisse im öffentlich geförderten Beschäftigungs- 
sektor dürfen nicht grundsätzlich befristet sein. 

Alltagsnah und unbürokratisch zu bewältigende Aufgaben fin- 
den sich in Gestalt drängender sozialer, ökologischer und 
regionaler Probleme etwa in Bereichen soziale Dienste, ökolo- 
gische Sanierung, kommunale und regionale Entwicklung. Ar- 
beitsmarkt- und Strukturpolitik lassen sich hier eng verknüp- 
fen. Gleichzeitig bieten sich vielfältige Möglichkeiten für die 
Weiterentwicklung demokratischer Mitbestimmungsrechte 
und für neue Eigentumsformen an. Gefördert werden sollten 
insbesondere verschiedene Formen genossenschaftlicher und 
kooperativer Zusammenschlüsse. 

Mit Arbeitsförderungs-, Beschäftigungs- und Qualifizierungs- 
gesellschaften, Service- und Strukturentwicklungsgesellschaf- 
ten existieren vielfältige Formen von öffentlich geförderter Be- 
schäftigung. Auf diesem Wege hat sich bereits ein öffentlich 
geförderter Sektor zwischen privater Wirtschaft und öffent- 
lichem Dienst herausgebildet, jedoch wird seine Fortentwick- 
lung durch die Beschränkungen des „zweiten Arbeitsmarktes" 
verhindert. Die im Kern an die Person des Arbeitslosen gebun- 
denen und nicht auf die Förderung von Arbeit gerichteten In- 
strumente der Arbeitsmarktpolitik verleihen dem „zweiten Ar- 
beitsmarkt" einen instabilen, befristeten, unstetigen und dis- 
kriminierenden Charakter, oft verbunden mit zielgruppenspe- 
zifischer Isolierung, Tatsächlich könnte dieser Sektor jedoch 
Ausgangspunkt und Brücke für die soziale, emanzipatorische 
und ökologische Umgestaltung der Erwerbsgesellschaft sein. 
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In dieser Richtung muß mit der Umstellung auf eine projekt- 
bezogene Finanzierung begonnen werden. In der Regel wird 
für die Projekte eine Mischfinanzierung aus verschiedenen 
öffentlichen Mitteln notwendig sein. Unumgänglich scheint 
eine generelle Revision des Finanzausgleichs zwischen Bund, 
Länder, Kommunen und Unternehmen. Sinnvoll ist die Einrich- 
tung eines „Fonds für soziale und ökologische Gemeinschafts- 
aufgaben'', der bei der Bundesanstalt für Arbeit gebildet wer- 
den könnte, um ein dauerhaftes Instrument aktiver Arbeits- 
marktpolitik nicht nur für Arbeitslose zu schaffen. Er sollte 
durch einen Verwaltungsrat geleitet werden, in dem Gewerk- 
schaften, Projektvertreter/Projektvertreterinnen, Arbeitgeber 
und Gebietskörperschaften paritätisch vertreten sind. Dieser 
Fonds sollte die Koordinierung übernehmen und die allmäh- 
liche Entwicklung zu einem selbstverwalteten, gemeinwirt- 
schaftlichen Sektor befördern, 

Wirtschaftsförderprogramme 

Die bisherigen Wirtschaftsförderungsprogramme richten sich 
nach der Höhe der Investitionen und befördern durch Ratio- 
nalisierungseffekte letztlich Entlassungen. Sie sind zukünftig 
auf die Zahl dauerhaft zu schaffender Arbeitsplätze auszurich- 
ten und vertraglich daran zu binden. 

Die Förderpolitik zugunsten der Großunternehmen, die letzt- 
endlich drei Viertel aller Fördermittel bekommen, aber durch 
Massenentlassungen die Zukunft ganzer Regionen gefährden 
können, ist zugunsten der Entfaltung des Arbeitskräftepoten- 
tials der kleinen und mittelständischen Unternehmen zu ver- 
ändern. In die Wirtschaftsförderprogramme ist weiterhin die 
gezielte Förderung von Frauenerwerbsarbeit zu integrieren. 
Ihre Gesamtanlage muß schließlich die Demokratisierung der 
Wirtschaft unterstützen. 

Die bisher vorgelegten Subventionsberichte waren nicht in der 
Lage, eine Bewertung der Subventionen hinsichtlich ihrer ar- 
beitsmarkt- und strukturpolitischen Effizienz und damit eine 
Qualitätskontrolle vorzunehmen. Staatliche bzw. öffentliche 
Finanzhilfen müssen mit einer ökologischen, sozialen und 
regionalen Kriterien folgenden Wirtschafts- und Finanzpolitik 
verknüpft werden. 

Subventionen - bis hin zu Markteinführungshilfen - sind nur 
dann sinnvoll, wenn sie Bestandteil eines Gesamtkonzepts 
sind. Finanzhilfen für krisengeschüttelte Branchen und Wirt- 
schaftsregionen sind berechtigt, wenn und solange sie Um- 
strukturierungsprozesse befördern und einer regional- und 
arbeitsmarktpolitisch abgestimmten Gesamtstrategie folgen. 
Hierzu gehören auch geeignete Maßnahmen, damit Unterneh- 
men bei Massenentlassungen Ausgleichszahlungen an Be- 
schäftigungsgesellschaften, Sozialbetriebe u, ä. oder an den 
„Fonds für soziale und ökologische Gemeinschaftsaufgaben" 
entrichten. 

Zugunsten kleiner und mittelständischer Unternehmen ist es 
erforderlich, 
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— eine kommunale Investitionspauschale als Finanzierungs- 
grundlage für die in den Kommunen dringend notwendigen 
Arbeiten wieder einzuführen, 

— den unbürokratischen Zugang innerhalb kurzer Zeitspan- 
nen, insbesondere auch für Existenzgründer, zu gewährlei- 
sten bzw. zu erleichtern, 

— das Instrument der Lohnkostenzuschüsse qualitativ auszu- 
weiten. 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur “ 

— ist auf die tatsächliche Unterbeschäftigung in den betreffen- 
den Regionen auszurichten, damit Arbeitsplätze zu den 
Menschen kommen und nicht umgekehrt, 

— hat das regionale Entwicklungsziel im Rahmen konkreter 
Strukturplanungen, unter Beteiligung von Gewerkschaften, 
Arbeitgebern, sozialen Verbänden sowie Gebietskörper- 
schaften, herauszuarbeiten und mit den Planungen für den 
öffentlich geförderten Sektor abzustimmen, 

— muß den Grundsatz gleicher Chancen von Männern und 
Frauen auf einen Arbeitsplatz umsetzen. 

Für den Erhalt und den Schutz öffentlicher Unternehmen - 
gegen rigorose Privatisierung von Vermögen der öffentlichen 
Körperschaften 

In den letzten Jahren wurde die „Privatisierung" ein politischer 
Kampfbegriff konservativer Politik. In Verbindung mit einer 
Kampagne gegen das Management öffentlicher Unternehmen 
wurde die angespannte Haushaltstage von Bund, Ländern und 
Kommunen zum Anlaß genommen, lang gehegte Privatisie- 
rungspläne umzusetzen. Nach dem Verkauf von vielfältigen 
Bundes- und Länderbeteiligungen, der Privatisierung von Bahn 
und Post, sind nun vor allem kommunale Betriebe und Einrich- 
tungen sowie das Kommunalvermögen der Städte und Ge- 
meinden Ziel dieser Strategie. 

Öffentliche Unternehmen können jedoch ein wichtiges Instru- 
ment einer ökologischen Struktur- und Arbeitsmarktpolitik 
sein (in vielen Regionen der neuen Bundesländer sind sie größ- 
ter Arbeitgeber). Die in öffentlichen Unternehmen existieren- 
den sozialen Standards und Mitbestimmungsrechte wirken als 
Regulativ auf die ausschließlich gewinnorientierte Privatwirt- 
schaft. Darüber hinaus sind das Kommunalvermögen und die 
finanziellen Einnahmen aus kommunalen Betrieben die mate- 
rielle Grundlage kommunaler Selbstverwaltung. Der Erhalt 
eines sich an den Bedürfnissen der Bevölkerung orientierenden 
öffentlichen Sektors ist deshalb ein wichtiger Beitrag, um eine 
soziale, und ökologische Wirtschafts- und Lebensweise zu 
ermöglichen. Weil der Staat diese soziale Ausgleichsfunktion 
wahrnehmen muß, darf er sich nicht auf Einnahmen aus 
Steuern, Abgaben sowie Gebühren und Geldtransfers begren- 
zen. 
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3. Erneuerung des Solidarprinzips 

Das im vergangenen Jahrhundert geschaffene deutsche Sozial- 
versicherungssystem gründet sich auf eine paritätische Finan- 
zierung durch Arbeit und Kapital nach betrieblichen Lohn- 
kosten. Aufgrund der wirtschaftlichen und technologischen 
Entwicklung ist die Lohnsumme eines Unternehmens kein ge- 
eigneter Indikator mehr für die Verursachung sozialer Risiken. 
Häufig werden jene Unternehmen am geringsten belastet, 
deren Produktion und Unternehmensentscheidungen die größ- 
ten sozialen und finanziellen Risiken bergen. 

Notwendig ist eine ertragsabhängige Belastung der Unterneh- 
men mit Sozialabgaben. Damit werden die Lasten gleichmäßi- 
ger verteilt und arbeitsintensive Bereiche entlastet. Mittelstän- 
dische Unternehmen, in denen vor allem Arbeitsplätze ent- 
stehen, könnten Nutzen daraus ziehen. Kapitalintensiven 
Unternehmen wird die Gelegenheit gegeben, ihrer sozialen 
Verantwortung nach § 14 GG nachzukommen. 

Eine Experten/Expertinnen-Kommission wird beauftragt, ver- 
schiedene Lösungsvarianten zu erarbeiten. 

Ein denkbares Rechenmodell wäre die Ermittlung eines Koeffi- 
zienten, der sich aus dem Verhältnis des Bruttoertrages der 
gewerblichen Wirtschaft zu ihren Sozialbeiträgen errechnet 
und dann gleichmäßig auf jedes Unternehmen zur Ermittlung 
des Sozialbeitrages in Form einer Ertragsabgabe angewendet 
wird. 

Schon bei einem Koeffizienten, der eine aufkommensneutrale 
Umschichtung bewirkt, würden insbesondere lohnintensive 
Klein- und Mittelbetriebe erheblich entlastet. Zur grundlegen- 
den Erneuerung des Sozialprinzips muß ein Koeffizient gefun- 
den werden, der mindestens dem gesellschaftlichen Verhältnis 
zwischen Bruttoertrag und Sozialabgaben vor Eintreten der 
gegenwärtigen krisenhaften Umbrüche entspricht. 

Es ist mit Sicherheit mit Mehreinnahmen in Höhe eines zwei- 
stelligen Milliardenbetrages zu rechnen, der von den Renten- 
und Krankenversicherungsträgern für präventive Maßnahmen 
und von der Arbeitsverwaltung für aktive Arbeitsmarktpolitik 
eingesetzt werden kann. 

Die finanziellen Potenzen traditioneller Quellen sind kurzfristig 
und verstärkt auf die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu rich- 
ten. Dazu ist es erforderlich, durch die Beseitigung der Vergün- 
stigungen des in den Finanzsektor abwandernden Kapitals 
eine Kapitalverwendung zugunsten moderner und wettbe- 
werbsfähiger Arbeitsplätze zu erreichen. 

Insbesondere geht es um solche Maßnahmen wie 

— die Wiedereinführung der Börsenumsatzsteuer, höhere 
Besteuerung von Spekulationsgewinnen, höhere Zinsab- 
schlagsteuer oberhalb der Freibeträge, Besteuerung des 
Grundvermögens nach Neuberechnung der Einheitswerte 
(unter Berücksichtigung der Verkehrswerte) bei sozialver- 
träglicher Anhebung der Freibeträge, 
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— Einführung einer progressiven Vermögensteuer unter 
Hebung der Freibeträge, 

— Rücknahme der beschlossenen Senkung des Einkommens- 
spitzensteuersatzes von 56 auf 53 Prozent, 

— Rücknahme der beschlossenen Senkung der Spitzensteuer- 
sätze auf gewerbliche Einkünfte von 53 auf 47 Prozent, 
Rücknahme der beschlossenen Senkung des Körperschaft- 
steuersatzes auf ausgezahlte Gewinne von 36 auf 30 Prozent, 
Rücknahme des Bewertungsabschlags beim Betriebsver- 
mögen, Rücknahme der Übernahme der Steuerbilanzwerte 
in die Vermögensaufsteilung, Beseitigung der sehr groß- 
zügigen Rückstellungs- und Wertberichtigungsmöglich- 
keiten, 

— Ausweitung der Rückforderungsansprüche von Subventio- 
nen gegenüber Unternehmen, die die Subventionsauflagen 
nicht einhalten. 

Darüber hinaus sind keine Bewilligungen für die Beschaffung 
neuer Waffensysteme und militärischer Forschungen mit Aus- 
nahme für abzurüstendes Wehrmateriel und Rüstungskontrolle 
vorzunehmen. Die freiwerdenden Mittel sollen für eine Umstel- 
lung der bisher militärischen Produktion und Forschung auf 
zivile Zwecke und das Zukunftsprogramm eingesetzt werden. 
Bisher sind im Jahre 1995 neue Beschaffung an Rüstung und 
Waffengerät im Umfang von 14,0 Mrd. DM vorgesehen. Allein 
ein „schußfreies Jahr"' bei der Bundeswehr würde 1,2 Mrd. DM 
einsparen. 

Weiterhin sind Maßnahmen zur Einwirkung auf eine Senkung 
der Produktionskosten zu ergreifen. Dazu gehört insbesondere 
die Einflußnahme auf die Tätigkeit der Banken, wie z. B. eine 
Begrenzung der zulässigen Differenz zwischen Kreditnahme- 
und Kreditvergabezinsen und die Bereitstellung von Flächen/ 
Immobilien des Bundes für produktive Nutzung zu günstigen 
Konditionen, um die Preise auf dem Grundstücksmarkt zu 
senken. 

Bonn, den 8. März 1995 

Dr. Heidi Knake-Werner 

Dr. Christa Luft 

Christina Schenk 

Dr. Gregor Gysi für die weiteren Abgeordneten der PDS 
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